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Weinmann und Schweickert: Grün-schwarzes Datenschutzrecht ist
ambitionslos, in Teilen rechtswidrig und misst mit zweierlei Maß

Heute wurde der grün-schwarze Gesetzentwurf zur Anpassung des Datenschutzes an die
Datenschutzgrundverordnung gegen die Stimmen der FDP beschlossen. Die FDP hatte dabei einen
Änderungsantrag zur Abstimmung vorgelegt, mit dem zahlreiche Kritikpunkte aus der Anhörung des
Gesetzes bereinigt werden sollten. Zudem wurde die Landesregierung in einem Entschließungsantrag
aufgefordert, sich beim Bund für eine Einschränkung des Abmahnwesens einzusetzen. Der
Landesdatenschutzbeauftragte Dr. Brink hatte in der Anhörung die Feststellung der FDP bestätigt,
wonach sich im Zuge der Datenschutzgrundverordnung eine Abmahnindustrie herausbildete. Beide FDP-
Anträge wurden von der Koalition abgelehnt.

Der rechtspolitische Sprecher der FDP-Fraktion, Nico Weinmann, bedauerte das Abstimmungsverhalten
der Koalition: „Grün-Schwarz war nicht gewillt, die zahlreichen Kritikpunkte aus der Anhörung
aufzugreifen. Nach der Änderung des Polizeigesetzes zeigte sich erneut,

dass das Innenministerium unter Minister Strobl nicht in der Lage ist, rechtlich saubere Gesetzentwürfe
zu liefern. Die in der Opposition gern auf Bürgerrechte bestehenden Grünen lassen den Innenminister
dabei gewähren. Baden-Württemberg hat so nicht nur ein völlig ambitionsloses Datenschutzrecht
bekommen, wie der Sachverständige und Parteifreund der Grünen, Dr. Weichert mit Blick auf die Fragen
der Zukunft richtig feststellte. Es dürfte in Teilen auch weiter rechtswidrig sein. Nachdem unser
Änderungsantrag zur Bereinigung der groben Fehler von Grün-Schwarz abgelehnt wurde, konnten wir
diesem nicht zustimmen.

Dass die Koalition auch die selbst vom Datenschutzbeauftragten geforderten Erleichterungen für
Schornsteinfeger und andere Beliehene nicht ermöglicht, zeigt, dass Grünen und CDU die teils
dramatischen Folgen eines übertriebenen Datenschutzes für Wirtschaft und Vereine egal sind.
Hauptsache die eigenen Behörden werden geschützt und da hat die Koalition ganze Arbeit geleistet und
dem Landesdatenschutzbeauftragten keine Möglichkeit der Durchsetzung des Datenschutzes gegeben.“

Auch der Sprecher für Mittelstand und Handwerk der Fraktion, Prof. Dr. Erik Schweickert
bemängelt das fehlende Interesse von CDU und Grünen an der Lage von Wirtschaft und Vereinen:

„Zwar gebe sich die CDU in ihren Veranstaltungen wirtschaftsfreundlich und lobe das Ehrenamt, wenn es
aber um konkrete Erleichterungen für diese geht, legt die CDU die Hände in den Schoß. Nicht anders ist
es zu verstehen, dass sich die im wirtschaftsstarken und vom Ehrenamt besonders geprägten Land
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Baden-Württemberg regierende Koalition weigert, gegen das mit der Umsetzung der
Datenschutzgrundverordnung einhergehende Abmahnunwesen vorzugehen. So werden weiter viele
Unternehmen, Handwerker und Vereine in einer Weise drangsaliert, die nichts mehr mit dem
eigentlichen Zweck des Datenschutzes zu tun hat. Mit einer Politik, die Menschen in ihrer Tatkraft
unterstützt statt sie zu behindern, hat das Verhalten der Koalitionen in Bund und Land nichts zu tun.“


